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Das kleine Heftchen soll offenbar den in den katholischen 

Jugendbetreuungsorganisationen tätigen freiwilligen Helfern 
die juristischen Grundlagen des Rechts der Pflegekinder und 
der Annahme -an Kindes Statt vermitteln. Dieser beschränkten 
Aufgabe dürfte es, soweit es um die Vermittlung eines Über­
blicks über das geltende Recht geht, im großen und ganzen 
gerecht werden. Neben den Vorschriften der §§ 19 bis 31 JWG 
und den Bestimmungen des BGB über die Annahme an Kindes 
Statt wird die Rechtsstellung des Pflegekindes im Verhältnis 
zu seinen Erziehungsberechtigten behandelt, wobei mit Recht 
betont wird, daß nach geltendem Recht darüber, ob und wohin 
das Kind in Pflege gegeben wird, in der Regel ausschließlich 
der Erziehungsberechtigte zu entscheiden hat, während die 
Jugendämter nur bestimmte ungeeignete Pflegepersonen über­
haupt oder im konkreten Falle ausschließen können. Die Hin­
weise auf die „Fiüchtlingsgesetzgebung“ und die Kriegshinter­
bliebenenfürsorge, die für das Gebiet der Deutschen Demokra­
tischen Republik ohne jedes Interesse sind, zeigen einmal mehr 
die Richtung der Politik und damit auch der Gesetzgebung im 
Westen Deutschlands in den Fragen der Umsiedler und der 
Entmilitarisierung auf. Merkwürdigerweise fehlt dagegen jeder 
Hinweis auf die Waisenrente für Hinterbliebene von Pflicht­
versicherten. Wenn auch die Regelung der Sozialversicherung 
in Westdeutschland weit hinter der großzügigen Gesetzgebung 
der Deutschen Demokratischen Republik auf diesem Gebiete 
zurückbleibt, so sind doch die Waisenrenten auch dem älteren, 
dort weiter geltenden Recht der Sozialversicherung nicht fremd.

Dem besonderen Leserkreis entsprechend, für den die Schrift 
bestimmt ist, ist der Frage des religiösen Bekenntnisses der zu 
betreuenden oder anzunehmenden Kinder ein unverhältnis­
mäßig breiter Raum gewidmet. Dabei wird die Gültigkeit landes­
rechtlicher Bestimmungen, nach denen bei der Vermittlung von 
Pflegestellen kein Wert auf die Bekenntnisgleichheit von Pflege­
person und Pflegekind zu legen ist, bezweifelt! Auch für die 
private Jugendhilfe wird eine starke Einschaltung der christ­
lichen Wohlfahrtsverbände vorgeschlagen, und zwar charakte­
ristischerweise mit der für diese Kreise etwas ungewöhnlichen, 
weil liberalistischen Begründung, daß der öffentlichen Jugend­
hilfe vielfach aus früherer Zeit der Charakter der polizeilichen 
Aufsicht anhafte. Der in dieser Schrift besonders hervor­
gehobene Grundsatz, daß das Pflegekind niemals Erwerbs­
quelle sein solle, erscheint uns schon selbstverständlich. Merk­
würdig berührt es uns aber, wenn wir lesen, daß Berufstätig­
keit der Pflegemutter Grund zum Versagen der Pflegeerlaubnis 
sein soll. Die reiche Nichtstuerin ist also würdig, ein Pflege­
kind zu betreuen; die produktiv schaffende Frau dagegen muß 
darauf verzichten. Bände spricht auch der Satz, daß die Be­
stimmung des „gewöhnlichen Aufenthalts“ des Kindes bei der 
großen Anzahl der wohnsitzlosen, elternlosen Jugendlichen oft 
schwierig sein würde. Eine solche herumstrolchende, vagabun­
dierende Jugend gehört auch zu den Segnungen, die der Mar­
shallplan über Westdeutschland gebracht hat.

Die Schrift behandelt also die wesentlichen Probleme in einer 
Weise, die für die Verhältnisse in der Deutschen Demokra­
tischen Republik nicht mehr tragbar sind. Sie ist daher für uns 
nicht brauchbar. Dr. Fritz Niethammer.

Deutsche Steuergesetze, Textsammlung, 6. neubearbeitete Auf­
lage, C. H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung München und 
Berlin, 1950.

Die vorliegende Sammlung von Steuergesetzen erscheint 
seit mehreren Jahren in der Beck’schen Reihe der Gesetzes­
sammlungen in Loseblattform, von denen „Schönfelder“ die 
bekannteste ist. Sie enthält alle westdeutschen Steuer­
gesetze (Stand: 1. August 1950). Hier seien nur die
wichtigsten Steuergrundgesetze und Besitz- und Verkehrs­
steuergesetze angeführt: Reichsabgabenordnung, Reichs­
bewertungsgesetz, Einkommensteuergesetz, Körperschaftsteuer­
gesetz, Vermögensteuergesetz, Grundsteuergesetz, Gewerbe­
steuergesetz und Umsatzsteuergesetz. Zahlreiche Anmerkungen 
und Verweisungen erleichtern die Benutzung des Werkes. Da 
sich die Sammlung auf die westdeutsche Fassung der Steuer­
gesetze beschränkt, ist sie für die Steuerjuristen in der Deut­
schen Demokratischen Republik nur von geringem Wert.

Dr. R. R e i n a r t z.
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Die Redaktion bittet bei Einsendungen von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redigierrand versehen sind.
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